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KURZ KOMMENTIERT

Sparpaket

Keine Alternative

Am 25. August hat die Bundesregierung mehrere Ge-
setzentwürfe beschlossen, mit denen das Zukunfts-
programm zur Sicherung von Arbeit, Wachstum und
sozialer Stabilität umgesetzt werden soll. Im Mittel-
punkt standen dabei neben der Neuregelung des
Familienleistungsausgleichs, der Fortführung der öko-
logischen Steuerreform und dem Steuerbereinigungs-
gesetz 1999 das Haushaltssanierungsgesetz. Mit die-
sem Sparpaket soll die Grundlage zu einer nachhalti-
gen Entlastung der öffentlichen Haushalte gelegt
werden. Das Entlastungsvolumen beläuft sich für den
Bund im Jahre 2000 auf 30 Mrd. DM und steigt bis
zum Ende des Finanzplanungszeitraums 2003 auf
knapp 50 Mrd. DM an. Damit soll die Neuverschul-
dung des Bundes von derzeit rund 50 auf 30 Mrd. DM
im Jahre 2003 zurückgeführt werden.

Mit dem Europäischen Stabilitäts- und Wachstums-
pakt von Dublin hat sich Deutschland zusammen mit
den anderen Mitgliedsländern in der EU verpflichtet,
die hohe Staatsverschuldung zu verringern und mit-
telfristig einen ausgeglichenen Staatshaushalt herbei-
zuführen. Den dazu notwendigen finanzpolitischen
Konsolidierungskurs will die neue rot-grüne Bundes-
regierung nach anfänglicher Unsicherheit und perso-
nellen Umbesetzungen nunmehr offensichtlich konse-
quent fortsetzen. Das vorliegende Sparpaket ist - bei
durchaus berechtigter Kritik im einzelnen - ein Schritt
in die richtige Richtung; damit wird die Bundesregie-
rung dem angestrebten Ziel ein beachtliches Stück
näher kommen. Voraussetzung ist allerdings, daß die
politischen Widerstände gegen einzelne Maßnahmen
nicht dazu führen, daß das Sparvolumen im Zuge der
parlamentarischen Beratungen nicht noch spürbar
verringert wird. Finanzminister Eichel ist gut beraten,
nur Änderungen zuzulassen, die aufkommensneutral
sind. Angesichts der hohen Abgabenbelastung kann
die Haushaltskonsolidierung nur über die Kürzung von
Ausgaben und eine deutliche Verringerung der Staats-
quote erreicht werden. Hierüber muß es im Bundesrat
zu einer parteiübergreifenden Koalition der finanzpoli-
tischen Vernunft kommen. ws

D-Mark

Die letzte Ehre?

Die Entscheidung der UN-Administration im Kosovo,
die D-Mark zum primären gesetzlichen Zahlungsmittel
zu erklären und den Gebrauch des Dinars zu er-
schweren, hat in Teilen der deutschen Öffentlichkeit

nostalgische Gefühle ausgelöst. Der altbekannte Stolz
auf die D-Mark wurde wieder spürbar. Tatsächlich je-
doch hat die UNO sich der Macht des Faktischen ge-
beugt und die Verwendung der ohnehin im gesamten
Restjugoslawien dominierenden D-Mark legalisiert.
Für Deutschland und die EWU bleibt diese Entschei-
dung ohne nennenswerte Konsequenzen. Die D-Mark
und ab 2002 der Euro werden ohnehin auch in den
östlichen Entwicklungsgebieten, in denen dies nicht
bereits der Fall ist, als Ankerwährung fungieren.

Für den Kosovo der Gegenwart bleibt aber zu fra-
gen, ob die Entscheidung der UNO klug war. Es ist
schon ein wenig eigentümlich, einen Krieg zu führen
mit dem Ziel, die Abtrennung des Kosovo von Rest-
jugoslawien zu verhindern, und dann diesem Gebiet
eine „eigene" Währung zu geben. Dies muß Belgrad
provozieren. Zudem macht die währungspolitische
Zersplitterung Jugoslawiens ökonomisch keinen Sinn.
Allein die Notwendigkeit, den Handel zwischen den
Teilrepubliken so schnell wie möglich auf seine natür-
liche Basis zu stellen, ruft nach einer integrierten
Geldpolitik.

Belgrad sollte daher von der EU und der UNO er-
mutigt und unterstützt werden, Maßnahmen zu ergrei-
fen, den Dinar zu einer stabilen Regionalwährung zu
machen. Dazu wäre die Bindung an den Euro eine
denkbare Lösung. Die D-Mark spielt hierbei keine
Rolle, da sie bereits heute faktisch durch den Euro
abgelöst ist: Die Bundesbank hat keine isolierten
geldpolitischen Befugnisse mehr. Somit bleibt die
UN-Entscheidung eine währungspolitisch Petitesse
für D-Mark-Nostalgiker. Vielleicht die letzte Ehre für
eine Währung, die 50 Jahre in ihrem Heimatland
erfolgreich war und europäische Währungsgeschichte
geschrieben hat. ww

Globalisierung

Handelsriesen formen sich

Das Fusionsfieber packt jetzt auch den Lebensmittel-
einzelhandel. Mit dem Zusammenschluß der französi-
schen Handelsketten Carrefour und Promodes ge-
winnt das Übernahmekarussell im Einzelhandel an
Fahrt. Der neue französische Champion, der den
Namen Carrefour tragen soll, wird die deutsche
Metro-Gruppe in Europa von ihrer Spitzenposition
verdrängen und weltweit im Umsatz nur von dem
amerikanischen Handelsgiganten Wal-Mart übertrof-
fen. Der Zusammenschluß soll im Jahr 2002 zu Ko-
steneinsparungen von 1,2 Mrd. DM durch Ausschöp-
fung von Größenvorteilen im Beschaffungs- und
Logistikbereich führen. Beide Handelskonzerne er-
gänzen sich in sachlicher und räumlicher Hinsicht her-
vorragend. Während Carrefour auf Großmärkte und
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großflächige Supermärkte spezialisiert ist, verfügt
Promodes über eine starke Marktstellung bei den
Discountmärkten. Gleiches gilt für das ausländische
Engagement, wobei die Konzentration auf den spani-
schen Märkten als kritisch eingestuft wird.

Der Zusammenschluß stellt eine Antwort auf den
tiefgreifenden Strukturwandel der Branche dar. Der
Kostendruck der internationalen Lieferanten sowie die
Intensivierung des Wettbewerbs durch die Integration
der Märkte haben die Handelsketten zu Anpassungs-
reaktionen gezwungen. Da die Möglichkeiten zum in-
ternen Wachstum in Frankreich aufgrund gesetzlicher
Schutzklauseln zugunsten des Mittelstandes be-
schränkt sind, blieb den Handelskonzernen als Aus-
weg nur die Strategie des gemeinsamen Wachsens.
Mit dem Übernahmecoup stärken die beiden Unter-
nehmen zugleich ihre Wettbewerbsposition auf den
wichtigen Wachstumsmärkten in Mittel- und Südame-
rika sowie in Osteuropa. Der Zusammenschluß dürfte
weitere Konzentrationsvorgänge im Lebensmittel-
einzelhandel auslösen. Inwieweit die Firmenhochzeit
ökonomisch sinnvoll ist oder ob die Flitterwochen nur
von kurzer Dauer sein werden, wie bei der französi-
schen Dreierfusion der Großbanken, wird sich in naher
Zukunft zeigen. ki

EU

Eine eigene Steuerhoheit?

Die künftige EU-Kommissarin Michaele Schreyer hat
bei ihrer Anhörung vor dem Europäischen Parlament
vorgeschlagen, der Europäischen Union eine eigene
Steuerhoheit zu geben. Dieser Vorschlag traf auf gro-
ßes Wohlwollen des Parlamentes, das ein starker Be-
fürworter einer eigenen. EU-Steuerhoheit ist - würde
diese doch seinen Einfluß und seine Macht erhöhen.

Ohne jeden Zweifel ist das gegenwärtige Finanz-
system der EU reformbedürftig. Es ist sehr kompli-
ziert, wegen der verschiedenen Rabatte schwer
durchschaubar und belastet gleich wohlhabende Mit-
gliedstaaten in einem sehr unterschiedlichen Maße.
Eine Reform des europäischen Finanzierungssystems
mit einer Neuordnung der Nettobeitragslasten ist
nicht zuletzt auch wegen der bevorstehenden Ost-
erweiterung der EU dringend geboten. Doch die von
Frau Schreyer vorgesehene EU-Steuerhoheit wäre ein
Schritt in die falsche Richtung.

Zum einen steht zu befürchten, daß von einer
Steuerhoheit ausgiebig Gebrauch gemacht werden
würde, weil eine eigene Einnahmequelle nach jeder
Erfahrung die Begehrlichkeit weckt. Erschwerend
kommt hierbei hinzu, daß die Bürger der Gemein-
schaft in den Gremien der EU nicht mit dem gleichen
Stimmengewicht vertreten sind, wodurch der Einfluß

der kleinen Empfängerländer überproportional groß
ist. Schon im gegenwärtigen System der Abgaben
und Beiträge ist hierin eine Hauptursache für die
Expansionstendenz des EU-Haushalts zu sehen. Bei
einer eigenen Steuerhoheit der EU wäre der Weg in
die ungebremste Transferunion vorgezeichnet. Über-
legenswert wäre als Finanzierungsquelle der EU ein
fester Anteil an den Steuereinnahmen der Mitglied-
staaten. Dieser hätte den Vorteil eines disziplinieren-
den Effektes auf die Fiskalpolitik der einzelnen Mit-
gliedsländer, kw

Bananenmarktordnung

Zölle statt Quoten

Derzeit bemüht sich die EU-Kommission darum, die
1993 erlassene Bananenmarktordnung wieder einmal
neu zu gestalten. DieWTO hatte die Verordnung als
Verstoß gegen den freien Welthandel verurteilt. Die
daraufhin erfolgten Korrekturen fanden allerdings vor
dem WTO-Schiedsgericht keine Gnade. Die Abschaf-
fung der Bananenmarktordnung wird vor allem von
den USA gefordert, die in diesem Frühjahr ihrer For-
derung durch Strafzölle auf EU-Waren Nachdruck ver-
liehen.

Die Befürworter des bestehenden Zollkontingent-
systems befürchten, daß die für die Wirtschaft in den
begünstigten AKP-Ländern und den französischen
überseeischen Territorien wichtige Bananenproduk-
tiorf zusammenbricht, wenn die Marktordnung besei-
tigt wird. Tatsächlich sind sich die Experten darüber
einig, daß die Produktionskosten in diesen Ländern
deutlich höher sind als bei ihren Konkurrenten. Ande-
rerseits haben Weltbank-Berechnungen ergeben, daß
nur ein Bruchteil der Gewinne aus der Marktordnung
- die sich im übrigen vor allem durch höhere Preise
auf dem größten Verbrauchermarkt Deutschland erge-
ben - bei den bevorzugten Produzenten ankommt.
Der größte Teil der Gewinne geht als Quotenrenten an
die begünstigten Handelsunternehmen.

Die Umwandlung der Zollkontingente in ein reines
Zollsystem, eine Option, die bei den EU-Beratungen
diskutiert wird, wäre in jeder Hinsicht ein Fortschritt:
Zum einen würde der komplizierte Handel mit Lizen-
zen abgeschafft und damit die Markttransparenz er-
höht. Zum anderen wäre es möglich, die Begünsti-
gung der AKP- und EU-Produzenten aufrechtzuerhal-
ten, da diese Staaten auch WTO-konform von Zöllen
befreit werden können. Überdies könnten die Zoll-
einnahmen als Direkthilfe für die betroffenen Länder
verwendet werden. Da aber ein Zollregime die
Begünstigungen weitaus leichter berechenbar macht
als Quotenregelungen, steht jetzt ein hitziger Streit um
die Höhe der Zollbelastung ins Haus. er
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